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Dersroße Schulreformplan
KARL RL  GEN 5}

Im April dieses Jahres (1959) legte der ‚„‚Deutsche Ausschu{fß für das Kr-
zieNuUNgs und Bildungswesen ‚„Kahmenplan ZU Umgestaltung und
Vereinheitlichung des allgemeinbildenden öffentlichen Schulwesens‘‘1
Deutschland VOFT.

DER DDEUTSCHE ÄUSSCHUSS FÜR DAS FRZIEHUNGS UN  - BILDUNGSWESEN

Der „Deutsche Ausschufß‘® wurde als Sdachverständigengremium für KEr-
ziehungsiragen VO Bundesminister des Inneren der Deutschen Bundesrepu-
blik und der Ständigen Konferenz der Kultusminister der eutschen Bundes-
länder beruften. Die ı Grundgesetz der Bundesrepublik Testgelegte ber-
Lragunger Kulturbelange ı die Zuständigkeit der Länder un ihrer M  1N1-
sterıenhat e1inNn CISCHECS Bundeskultusministerium bisher erübrigt. |hne ber
den INn und die Grenzen dieser Zuständigkeitsaufteilung eIwas SaSch,
liegt doch aut der and dafß auch Fragen geben kann, die überreg10-
nale, für das Bundesgebiet geltende Lösungen erheischen. Aus dieser
Einsicht heraus wurde der ‚„Deutsche Ausschufß‘® September 1953 ı
Plenarsaales Bundesrates ı onnn konstituiert?.

Der uındesiınnenmınıster un: der Präsident der Ständigen Konferenz der
Kultusminister beriefen EIMNCIHNSALL die Mitglieder un! sahen EeiINe Zahl VO

4WaNZIS aul tünf Jahre berufenen Mitglieder”” vor®, die allerdings „nicht
durch Cdie Rücksicht auf spezielle Fachkenntnisse®® un aqals „„‚CIN VO  an jeder
behördlichen Einflufßnahme unabhängiger Kreis VO Persönlichkeiten“®
(E ZUL Mitarbeit gebeten wurden. Ihre Aufgabe sollte SCHMN, ‚1T Inter-
CSSC, ihre Kenntnisse un Erfahrungen ehrenamtlich ZU Verfügung (zu)
stellen, VO Jlediglich aul das Wohl der Gesamtheit gerichteten
Standpunkt die Entwicklung des eutschenKErziehungs- un: Bildungswesens

beobachten un! durch KRat un: Empfehlung fördern“‘ (E 9) In der (Ge-
staltung des Arbeitsprogramms un der Wahl SC1INES Vorsitzenden ist der
Ausschufß Trel. Kbenso kann ach Ermessen für Kinzelfragen besonders
sachkundige Fachleute ate ziehen.

er „Deutsche Ausschu{fß*® verstand Aufgabe VONL vornhereıin S da{fß
S1C 99 der Erarbeitung des Entwurfes Neuordnung des gesamten Kır-
ziehungs- un Bildungswesens‘® Ibestehen 3); ennndurch enStruk-
turwandel unserer gesamten 'Gesellschaft, der S1C  n VOL allem i Politischen
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nd Geistige aber benso {°hr ch sch ınn
seıt mehr als Jahrhundert vollzogen und das Erscheinungsbildun
Volkes wW1e6e das aller Völker der westlichen Zivilisation VOo  — Grund auf gC-
äandert hat, sınd Aufgaben die Öffentliche Erziehungherangetragen WOT-

den, denen das bestehende Krziehungs- un Bildungswesen ach dem über-
einstiımmenden Urteil aller Kinsichtigen nıcht Tolgen vermochte. Die
Dringlichkeit estimmter Kınzelprobleme ließ dem Ausschuß ratsam
scheinen, neben diesem Endziel gleichzeitig aber den unmittelbar brennen-Dn den Fragen Aufmerksamkeit zUuzuwenden. So gab Kmpfehlungen
ZUr Frage der Spätestheimkehrer, des neunten Schulijahres, derKrrichtung
Vo  am Versuchsschulen, des Privatschulwesens, der Errichtung VoO  — Musischen
Höheren Schulen, ZUr politischen Bildung, ZU Vereinheitlichungdes Schul-
WESCHS, ZU Ausbildung der Volksschullehrerun ZU. LandschulederOffent-
lichkeit bekannt4.

Der Charakter dieser Veröffentlichungen ist er ;VO  — Gutachten un Emp-
fehlungen. Das ist ausdrücklich gewünscht undgibt dem Ausschuß die
nötige Unabhängigkeit Vo  a den Verwaltungen un Behörden un auch <  am|
den politischen Mächten. Obwohl 1€e Verlautbarungen keinen bindenden
Charakter haben können, ist iıhr kinfhuf doch nachhaltıg, dafßs der Aus-
schufß schon jetzt qls ‚„„die höchste Autorität ı Krziehungs- und Bildungs-
Iragen“ bezeichnet werden konnte. Mag dieses hohe Lob uch autfsich be'-
ruhen, mu Inan doch zugeben, da{f3 sıch der Ausschufß e1in einzıgartıges
Ansehen konnte. Seine Kmpfehlungen, die nach grunndlichem Stu-
1UMmM der Problematik und der Fachliteratur entstanden sınd, tragen Sanz
entschieden ZULE Meinungsbildung ıber pädagogische Fragen 1 der gesamten
Offentlichkeit €el. eın Wort annn heute nicht mehr überhört werden. Das
gibt dem Ausschufß C111 einmalige Möglichkeit, das pädagogische (Ge-
spräch, die Maißsnahmen der Behörden un die Tendenzen der politischen
Parteien einzugreifen. Auf ihm lastet aber auch C1116 sehr hohe Verantwor-
Lung VOL der Geschichte, und mıt Recht erwarte I1Na.  P Vo  H ihm Besonnenheit
un kluges Abwägen.

Der „Deutsche Ausschufß‘® hätte S1C  h dieses Ansehen nıicht erwerben on-
NeCN, Ware SC1IH Bemühen aUSSCWOSCHE Klugheit ı1 al SEC1INEN Verlaut-
barungen nicht VO  — vornherein SDUFrürbar SCWESCH. Seine Zusammensetzung
bietet dafüri hohem Ma{fß die Gewähr. Die Mitgliederzahl betrug ursprüng-
lichdreiundzwanzig;S16 ıst inzwischen gesunken, bewegt sich aberer

och die gewünschte Normzahl ZWANZ1IS. Ks-1st eın Grund anzunehmen,
da{f hbei der Auswahl andere als die auch VO  ; den Mitgliedern erwarteien
Interessen maßgebend SEWESCH sSind. Ks wurden nicht pädagogische Fach-
leute, geschweige enn samt und sonders Verwalter erziehungswissenschaft-
licher Lehrstühle beruftfen, sondern Persönlichkeiten, hei denen — glei-
cherweise Interesse und Krfahrung Krziehungsfragen glaubte VOTauUusSs-

Texte ‚„Empfehlungen un: Gutachten, Erste Kolge
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al ı darüber ffe che
AÄmter bekleiden, weltanschauliche Grundrichtungen vertreten oder politi-
schen Parteien angehören, kann INnan nıcht als C111C Vorbelastung bezeich-
NCN , enn 1Ur können die für das Krziehungswesenbedeutsamen geistigen
Strömungen uUNseres Volkes ı ausgleichenden Gespräch wirksam werden.

DEr „„RAHMENPLAN

Das VOo. „Deutschen Ausschufß‘*®vorgelegte letzte Gutachten, Urz als
„Rahmenplan” bezeichnet, 1äßt ı19338 ohne Zweifel den Niederschlag bestimm-
ter geistiger, pädagogischer un auch politischer Strömungen erkennen. Es
ist un annn auch ı wesentlichennichts anderes SC1ILHN als der Versuch, die

der öffentlichen Diskussion aufgetauchten Reformvorschläge besonnen
klären, auf ihre Brauchbarkeit prüfenund der Gestalt —

führbaren Gutachtens vorzulegen. Die Reaktion der Offentlichkeit auf SC1IIH

Erscheinen WAar, WIe nicht anders erwarten,; unterschiedlich. Die Zustim- Örr  7  BED
IMUunNng für das (Ganze un Einzelheiten wa  —begreiflicherweisebe1l denen
grofß, die ihre ünsche Sanz oder teilweise verwirklicht sahen. Kritik und
Zurückhaltung richteten S1C.  h meist aufKinzelfragen, die aber,weni INan S16

größerenZusammenhängen nd ı ihrer SaNZCH Schwere sieht, die Frage
berechtigt erscheinen lassen, ob damit der Plan als SANZEI nicht ı Frage g.- f
stellt seıin scheint. Bei den ersten Pressestimmen, soweıt S16 sich nicht
überhaupt aufTE1NEN Bericht beschränkten, vermilst 1112  a VOL allem das Kin-
gehen auf die entscheidenden geistesgeschichtlichen Probleme. Fast alle
Stellungnahmen bleiben vordergründig..

Fairnel® und Redlichkeit verlangen, der VOo Ausschufß geäußerten Bıtte,
‚seınem Vorschlag auch annn C111 tätıges Interesse zuzuwenden, 1038005

Meinungen VO  } den 1er vertiretenen zunächst abweichen‘‘ O)s NISpre-
chen. ine Würdigung darfsich also nicht ı negatıver Kritik erschöpften,
auch nicht, WeNnN viele Wünsche offen bleiben, selbst annn nıicht, WENN

bestimmte Grundtendenzen, die vielleichtden ganzen Plan ı Frage stellen,
abgelehnt werdenmüßten. Anderseits verlangt abergerade diese Sachlich-
keit der Kritik VOoO  = vornherein dieFeststellung, daCL  = Urteil über
Plan, der solch hohem Maß die weltanschaulichen Grundlagen UuULNseres

Volkes berührt un: das geistige Gesicht uUuNserer Gesellschaft ı der Zukunft
entscheidend mitgestalten will, nicht „voraussetzungslos”” INn
sichwidersprüchlichen Liberalismus geschehen ann. (sanz unberechtigt

e1iNe Kritik, die unbewußtem Ressentiment erwächst, SC1 CS, weil
INa  z sıch bei der Mitgestaltung iübergangen fühlt, der SC C5y weıl 198078  -

selbst nıichts Besseres alsGegenvorschlag anzubietenVErMAS. Bei dieser
erläßlichen Redlichkeit gegenüber den Urhebern des ‚„„Rahmenplanes”“ wird
Inan auch SIC die Bitte richten INUSSCH, über die vorgetragenen Bedenken
nıcht hinwegzugehen.
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Man wıird die große Leistung, die hinter der fünfjährigenArbeit
„Mahmenplan" steht, ohne Abstrich zugeben MUsSsen. In sprachlich edier
orm werden wohlausgewogene Gedanken vorgeiragen, die hohen Erfist,
großes Verantwortungsbewußtsein, gründliche Auseinandersetzung mıt der
Geschichte un Mut klaren Sicht der gegenwärligen Lage un Ver-
fassung 13508 Gesellschaft otfenbaren. Diese Leistung verlangt Achtung,
un die orm des Planes gewıinnt Sympathien. Wer die Reformvorschläge
aus der Literatur un die Forderungen auf Fachtagungen kennt, wel WI®

schwer das Ma{ißhalten ist Der Plan hält sich fern VoO allen Fxtremen,
auch den Mut völligen Neubau offenbart Diese besonnene Ent-

schlossenheit ist notwendig; enn ‚obwohl es den geistıgen Grundlagen
uNseres Bildungswesens entschieden festzuhalten und Bewährtes bewah-
TEeEN gilt sınd selbst ‚radikale die Wurzel greifende ecUu«ec Lösungen nıcht
abzulehnen, wenn SIC sıich qls notwendig un wWwWEenNnNn die S1IC g-
knüpftenKrwartungen sich einheitlich geleiteten Versuchen bestätigen (2)

Als selbstverständliche Unterstellung darf vorausgesetzt werden, daflß der
Ausschuß miıt SCINEIMN ‚„Rahmenplan unabdingbare erzieherische Grund-
rechte nıcht au ßer acht lassen wollte un: JCHLC Grundrechte der Kr-
ziehung, die VOL allen posılıven Gesetzen liegen un VO  an ihnen lediglich tor-
muliert un damit auch positiv-rechtlich gesichert nicht aber konstituiert
werden Es handelt S1C  h VOL allem das erste Grundrecht der KErziehung,
das Recht der Eltern, die Krziehung ihrer Kinder Normalfall entschei-
dend bestimmen Darin eingeschiossen ist auch das Recht der Eltern auyf
e1inNne durch den Staat gesicherte relig1öse Krziehung ihrer Kinder Nur 18800
Rahmen dieser unabdingbaren Grundrechte dartf uULlSeTeE Würdigung Vi  —

standen werden Unsere Frage wird in dieser Sicht also SC1H Werden durch
den ‚„‚Kahmenplan Elternrecht un religiöse Erziehung der Kinder
gefährdet

Der Ausschuß hat sich ı diesen Fragen nıcht klar entschieden. Er hat SIC  h
weder für och Elternrecht un religiöse Erziehung 1 der Schule aus-

gesprochen Seine Haltung Ist verständlich Sie 1st auch nıcht völlig inkon-
sequent obwohl mıt der Außerachtlassung solch grundsätzlicher Krwägun-
SCH entscheidende AÄnderungen des Gesamtplans verbunden SCIIN können
Der Ausschufß behält Stellungnahmen, cdie das „„Verhältnis den Bekennt-
N115S5SCH die Koedukation oder die Besonderheiten der Mädchenbildung‘‘ he-
treffen, „künitigen Empfehlungen VOL (1) Lassen WIT zunächst einmal
unerortiert ob Koedukation un Mädchenbildung den Plan wesentlich
gestalten, 1ä43t S1IC  h doch nıicht leugnen, da{fß die Frage des religiösen Be-
kenntnisses ach katholischer Auffassung das Elternrecht SaANZ entscheidend
berührt.

Das Recht der Eltern auf die Erziehung ihrer Kinder 1äßt der ‚„Rahmen-
plan“ SCLHNETr Darlegung aulßer acht In SC1LHEIN Appell Mitarbeıit, der
S1C.  h aulder dıe Lehrer auch ausdrückhech die Eltern richtet wıird C111

schlulweise deren Recht stillschweigend vorausgesetzt ohne da{fß damıt des-
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sSCIl Grenze und. Umfang deutlichwürde. Man wird VOL Plan, der e1in

Ratschlag C1iNEeEIN Organisationsschema SCLH WılL, vorderhand bılligerweise
nicht mehr Crwartien können.

Reıin tormal gesehen berührt also der Jlan weder das Recht der Kıltern auft
die Erziehung ihrer Kinder, och die Konfessionalität der Schule, och die
Koedukation, och die Besonderheiten der Mädchenbildung. Er läßt, wWwWeNn

INa in tormal nımmt, all diese Fragen unberührt. Jedes der enannten
Anliegen kann ı iıhm grundsätzlich ZU  = Kntfaltung kommen. Rein ormale
Betrachtungen werden aber der Wirklichkeit 116 SANZ gerecht, da{fß
Urteil wıeder JCWI1ISSC Abstriche erhalten mu, wenn WIL die Frage ach der
Durchführung des Planes uUunNnseren konkreten sehr verschiedenartigen
deutschen Verhältnissen stellen.

Hıs iıst billig, VO vorgelegten ‚„‚Rahmenplan“ nicht mehr. erwarten, als
bieten ıll Er hat selbstgesteckten Grenzen deutlich ausgesprochen.

Als Vorschlag ZUF Vereinheitlichung un Umgestaltung des „allgemein-
bildenden Schulwesens 111 1Ur dieses betreffen (1) Nun 1st die Be-
zeichnung „allgemeinbildend” umstrıtten, un der Ausschufß nımmtTt S1C

diese Unbestimmtheit ohl wissend landläufigen Sinn und VEl -

steht darunter das (Grund- un: Volksschulwesen, cdie „Mittelschule®‘ und die
‚„höhere Schule‘® Außerhalb SeiNer Betrachtung bleibt a1soO der Schulkinder-
gartien, das Berufs- un:! Fachsechulwesen, die dringend reformbedürftige
Hochschule, der sich Wege erst langsam suchende „Zweite Bildungs-
WCS und alle JENC Einrichtungen, die Ina  > als „Sonderschulen usamnımen-

faßt
Hier annn an Iragen, ob Cc1N6 solche Selbstbescheidung möglich ist

Legen nıcht Schulkindergarten, Neuordnung des berutfLichen Schulwesens,
Hochschulreform und ‚„Zweiter Bildungsweg” eINe Gesamtbetrachtung nahe,
ohne die sinnvolle Lösung Vo  z Teilfragen unmöglıch SC1IIH scheint?
Wird INan eiwa bei der Kestlegung: VO  — Ziel, Inhalt un: Wegführung der
Höheren Schule auf Ce1IN® vorherige Klärung des Hochschulproblems verzich-
ten können? Der Ausschufß ist sich dieser Schwierigkeiten bewufßst un bıt-
tel, die „Bedeutung dieser Kinschränkung nicht (zu) übersehen.. ‚; denn die
Aufgaben und die Stellung der allgemeinbildenden Schulen lassen sich erst
ann vollgültig bestimmen, auch die Fragen der Berufsbildung un
der Hochschulbildung geklärt sind““ (1) Trotzdem annn das Recht em
eingeschlagenen Weg nicht bestritten werden. Wederdie Sonderschule, och
der Kindergarten, och erı sich hisher ungeklärte „Zweite Bildungsweg“

der übrigens eben dieser Unbestimmtheit vorläufig Aalls der Be-
trachtung och ausscheiden mMu werden die Struktur der „„allgemein-
bildenden“‘ Schulen wesentlich berühren. Ähnliches 1313€ sich, „wenngléich
nicht ı vollem Umfang, VO  — der Berufsbildung SaScNh. Sie bedarf dringend

geistigen Gestalt Ist diese ers einmal! gefunden, sıcht
trotzdem bislang nicht danach auS, qls ob SiC die Organisation der anderen
Schulen grundlegend ändern würde
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uch Man sich ıtık u 6© öheTren
Schul GG cht:Sanz Recht daraufberufen, daß ihrGesichtnicht gezeichnet
werden könne, solange Unklarheiten berdie Hochschulen herrschten. Denn
einerseıts wird der 1Inn der „Höheren Schule‘*‘*® nıcht 19888 VO der Hochschule
her verstandenwerden dürfen, anderseıts ıst aber gerade das, w äas der„Höhe-
ren Schule‘® Ausbliek autf die Hochschule iıhr CISENES Gepräge g1ibt, hin-
reichend deutlich. dem Ausschuß gelang, das für alle rel vorgeschla-

Iypen der künftigen „Höheren Schule‘* siıchern, bleibe dahin-
gestellt.

Der ‚„Kahmenplan“ stellt also Kompromiß dar, un ZWAaTr zunächst
zwischen dem Wunsch ach allumfassender Neuregelung unNnseres gesamten
Krziehungs- und Bildungswesens und dem Wunsch ach schnellem Handeln
ZUL Behebung dringender Nöte Man annn nıcht leugnen, da{fßs dieser Kom-
promifß berechtigt WAarT.,. Er ist aber auch weıterhin C1N Kompromi[s Wider-
streıt der Wünsche, Meinungen, Hoffnungen un Interessen. Seit dem KEnde
des Krieges hat sich C1MN sehr lebhaftes, nıcht 1LIIHNINeETr Sanz selbstloses Inter-
CSSEC weıtester Kreise uUnNserer Gesellschaft Erziehungsfragen entwickelt,
und die Fachpädagogenschaft hat sıch ihrer Beruhigung, aber auch
ihrer Bescheidung lassen müssen, daß S1E weder das Monopol och den
alleinigen Sachverstand i den vielschichtigen Fragen der Erziehung hat
Um schwerer ist CS alle Strebungen einheitlichen Kraftam-

menzufügen. VWer den Versuch azıu macht, dem darf die Tatsache, dafß ihm
1Ur ein Kompromißs gelingen konnte, nıcht ZVorwurf gemacht werden.
‚„„Das westdeutsche Schulwesen bleibt Vielzahl sich widersprechender
Forderungen ausgesetzt die VOoO seıten der Elternschaft der Hochschulen,
der Wirtschaft der Berufs- und Fachverbände, der Standesorganisationen
und anderer Mächte Staat und Gesellschaft geltend gemacht werden. Jede
Institution und jede gesellschaftliche Gruppe ıst verständlicherweise he-
müht, die ıhren Interessen entsprechenden Bildungsansprüche bei der Ca

strebten oderbefürchteten Reform durchzusetzen. Diesem Widerstreit partı-
kulärer Interessen stellt der Ausschuß i sSsC1IiNEN Vorschlägen eine Ordnung
des Schulwesens gegenüber, dieauf für das olk verbindlichen
Fundament der Bildung und Gesittung beruht un der Entwicklun3 uUuNserer

Kultur un ML CFEOF pädagogischen Einsicht gerecht WILE CC (1) Diese EeEtLIwas
allzı optimistische Meinung des Ausschusses soll später SCHAUCTuntersucht
werden:;: leugnen ä1t sich jedoch nıcht, da{flß ‚, 111 Interesse der Gesamtheit
notwendig ıst ] e1inNne eue® Einheit ı Aufbau uUuNserTes Schulwesensnotfalls
auch miıt Opfer überkommenen Anschauungenun Gewohnheiten
Z verwirklichen‘‘ (3) Erst ı Wissen die Notwendigkeit >VO Opftern
können 0 EMEINSAMLET Arbeit vorurteilslos Wert un Bedeutung der Vor-
schläge‘ (3)erfaßt werden. Es ist vorauszusehen un: 1LUF natürlich, daiß
der Umfang uıund die Art der bringenden Opfer verschieden bewertet W:

den Man sollte S1IC  h aber nicht dem Gedanken verschließen, daßS16
erläßlich sind.
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eche daß L. ahmeMan s 1' 19 1N€esSs

—pläns“ an pass ngsfäht SC11H., ber das Inhaltlicheist mıiıt dem
Vorschlag ZWar schonmanches, aber ochkeineswegs alles festgelegt. Der
Ausschuß selbst und auch der Geist, den die Empfehlung atmet, bie-
tiendie Gewähr dafür, daß sich die Mitarbeiter besseren Einsichten nicht
verschließenwerden, wollen S16 doch „auch die Erörterung aAaNTESCH, die für
das Fortschreiten(Arbeit unentbehrlich 15  t“ (1)

Als solche Arbeits- un Entwicklungsgrundlage muı der unter vieler
ühe zustandegekommene ‚„Rahmenplan”® bejaht un an gen OMI werden. 7  n

Aber eben wel  1 dem Gespräch wenn auch untier inwels auft e1iNe be-
stiımmte Richtung dıenen will, schliefßt von vornhereıiın die Möglichkeit
entgegenstehender MeinungsäußerungCIN, Ja ordert S16 geradezu. Kıs soll
be1ı UuUNsSereIIlN Versuch azı nıcht auf jede Einzelheitmöglicher Fragen C111-

werden, vielmehr sollen S1C  h uUNSeTe Überlegungen bei aller Be-
handlung notwendiger Teilstücke auf das Grundsätzliche erstrecken.

VORVERSTANDENE GRUNDAUFFASSUNGEN
Der Ausschuß will ı SCEC1INEHN) ‚„Rahmenplan” Organisationsplan VOT-

legen, der aller kommenden deutschen Schulreform die Richtung gebensoll
Innerhalb des pädagogischenBereiches sind organisatorische Probleme ı—
iNer mıt inhaltlichen und grundsätzlichen unauflöslich verbunden. Diese
gegenseitige Bindung annnallerdings VOINl Frage Frage verschieden stark
SC1i1I nd ı Einzelfällen ohl auch vernachlässigt werden. Beidem empfoh-
lenen Vorschlag ist diese Bindung vielen Stellen doch sehr deutlich,
dafß manche Fragenbewußt offen bleiben mußten. Welechen Raum Inan der
Studienschule zugesteht, sagt gleichzeitig auch EeELwWwas ber den Wert, den
1ia ihrem Inhalt un:! Ziel beimißt. INa die Förderstutfe VOo  - 7,WE1Jah-
TeI der Volksschule, der Mittelschule oder der Höheren Schulezuschlägt,
offenbart auch, welchem geistigen Zusammenhang iNna ihre Aufgabe
vorwiegend gelöst 155elwill Wer recht viele begabte Kinder möglichst
jJange be1i der Volksschule belassen möchte, deren behauptete „AUSP°‚WC':;."
rung“ verhindern, mu sich die Frage gefallen Jassen, obh SC1H Bliek nicht
allzu einseltig autf die Förderung der WEN1SCTE Begabten STa auf die der
höher Begabten gerichtet ist Die Verschiebungder „Mittleren Reife®®
C1  S Jahr 1ä43t die Frage offen, W as diesem Jahr ZUTE Gewinnung ah-
gerundeten Weltverständnisses geschehen soll. Wenn ı11} Gymnasium
Latein erst ach dem Englischen gegeben werden soll, ist damıt auch el  =

Wortber die unterstellte Erziehungsmächtigkeit dieser Sprachen der
heutigen Bildungssituation gesprochen. Die Organisatıon schließt Wert-
urteileCIN, WI1IC der Entscheid für bestimmte Bildungswerte organisatorische
Malsnahmen ach SsS1C.  h ziehen mul

Der Ausschuß hat versucht, VOo  — Werturteilen weitgehendabzusehen, 111
Man das Grundlegende, das Arbeit ıJa erst rechtfertigt über die ‚, UMN-
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” Jeugbaren Mängel desheutigen Schulaufbaus‘ (3) nicht auf die Bfldungs—inhalte beziehen. Dies liegtallerdings manchmal nahe. Trotzdem mMu INnan
nıicht hinter jeder organiısatorischen Mafßnahme sogleich eın em CISCNEN
entgegenstehendes Werturteil wıttern. (Ganz anders werden sıch die Din_gedarbieten, wWenn siıch der Ausschuß auch den bislang ach SECINer CISCNHNEN
Grenzziehung ausgeklammerten Bildungseinrichtungen un VOT allem auch
ZUr Landschule geäußert haben wird.

Gerade deren Problematik, die der Vorschlag ZWar 1Ur Zusammen-
hang mıt der Förderstufe ı Vorbeigehen streıft, dabei aber, ohne auUusS-
drücklich wollen, dennoch SaAaNZ entscheidende Tendenzen offenbart, wird
deutlich, da{fß außer der Beziehung der Organisation Z Bildungsinhalt
auch C1IiM3N wichtiger, vielleicht och sehr viel stärkerer Bezug ZUTC Krziehung
der Kinder besteht. Auf C1Ne kurze, eLwas vereinfachende Formel gebracht,
annn man CH: Die Mammutschule ıst erziehungsfeindlich, die Kleinschule
erziehungsfreundlich So bekommt der empfohlene Organisationsplan also
C1iN viel gröleres Gewicht, als auf den ersten Bliek den Anschein hat.

Keine Schulreform ann sıinn voall versucht werden, wWenn SIC nicht ı den
geschichtlichen Ablauf derkulturellen Kntwicklung gestellt wird. Hs ist ihre
Aufgabe, für den Bereich der öffentlichen Bildung und Erziehung die Schritte

Lun, die die Gesellschaft bereits geian hat, tun Begriff steht oder
auf Grund begründeter Voraussicht mıt hoher Wahrscheinlichkeit tun wird
Schulreform un Wandel der Kultur bedingen sıch gegenseıl1g un nehmen
aufeinander den stärksten Euintlu{fß. In welchem Ma{fßs das möglich‘ ist, ze1igt
die Kntwicklung der Ostblocekstaaten. So wWwWar der Ausschufß also recht be-
raten, weninn die Spitze SCINES Vorschlages ‚„Historische Vorbemerkun-
SCH seizte (4—"7) DIie entscheidende Vorüberlegung, die AUS dem ihm
vorliegenden Spezilalgutachten wohl begründet ıst un VO nıiemand bestrit-
ten werden kann, ist die Krkenntnis, da{fß die Gesellschaft VO  un heute un
mehr och die Vo  S IMNOrSCNH C1iN© „industrielle Massengesellschaft‘‘, Ce1INe ‚,dL-
beitsteilige Gesellschaft‘‘, eine „„nıvellierte Industriegesellschaft“‘, C1INE ‚ INO-
derne Bildungsgesellschaft“‘ SCI1MN wird.

In uUNserer modernen Gesellschaft ist die Zugehörigkeit zu bestimm -
ten Sozialschicht nıcht Jänger durch die Geburt mehr oder WENILSECL nab-
äanderlich vorausbestimmt S16 hängt vielmehr wesentlichen VO der C1I9C-
116  a Leistung ah Diese ist aber neben der durch die Natıur als Angeld ant
den Liebensweg mitgegebenen Begabung gul WI16 ausschliefllich durch die
schulische Bildung bestimmt Der Durchgang durch Volks- Mittel- Höhere
und Hochschule, der Umweg ber Berufs- Fach un Hochschule un die miıt
den einzelnen Schulstufen verbundenen Berechtigungen legen den sozlalen
Ort un damit auch meıs das Einkommen un: das Ansehen des modeı NEeEN
Menschen fest Der Schule 1st damit C1Ne Funktion zugewachsen, W 16 S1IC SIC
och N1e6 ihrer langen Geschichte gekannt hat Sie wırd ZUF fast aus-
schliefßlichen Leitungsstelle Tür den sozialen Aufstieg, und S1C hat damıit EeiINe
Macht ONNCNH, die den Gesellschaftskörper nachhaltig beeinflussen annn
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Die moderne Bildungssituation hat es mıt sich gebracht da{fß die Schule
herkömmlichen Stils unter manchen unerträglichen Belastungen steht Der
Wille sozialer Gerechtigkeit verlangt eiINe kluge Auswahl un KFörderung
aller Begabungen, Ce1in Problem, das bisher auch nıcht annähernd befriedi-

end gelöst worden ıst. Aus Versuch azu 1st der ‚„Differenzierende
Mittelbau” entstanden, der als „Förderstufe‘“ den Plan CINHSCSANSCH
ist. VDer Durchgang durch C111 Schulsystem ist abhängig VOoO den erreichten
Zensuren undden damıiıt verbundenen Versetzungen und Zeugnissen. Auch
hıer geht der Plan NEUC, Modellschulen versuchte, für das ötfenthche
Schulwesen aber bislang SaNZz ungewohnte CC Dadurch soll VOLr allem die
Spannung zwıschen Kltern und Lehrerschafrt, der Druck, der VOoO  — KEiltern und
Lehrern auf das ınd ausgeübt wird, un dıe TZWUNSCHC Ausrichtung des

ganzen Lehr- un Lernbetriebes auf die nächste Übergangsstufe gemildert
werden. Diese un ähnliche Versuche sind als Versuche bejahen, obwohl
SIC tür die Breıite unseres Bildungswesens erst och erprobt werden mussen
und andere Schwierigkeiten mıt sich bringen werden.

Da die sozliale Startgerechtigkeit gleiche Bildungschancen verlangt, ist

unbestritten. Das Malis, dem diese Chancen genutzt werden können, hängt
Von der Art und öheder Begabung ab Die Begabung mulalso die zentrale
Rücksicht SCIN, untier der die Schulreform tormal steht Betrachtet Iinal das
Inhaltliche, s annn IHall ohl gelten lassen, wenNnnNn einmal gesagt wurde, da{fß
die Höhere Schule das Kernstück aller Bildungsform SCL, Sieht INa auf das

vorgelegte Organisationsschema des „Deutschen Ausschusses®‘ hat na

den Eindruck, die „Förderstufe” SC das Herz des reformatorischen An-
liegens.

Demgegenüber mulß entschieden daran festgehalten werden, dafßs das
ersie Anliegen aller schulischen Erziehung die möglichst hohe Entfaltung
aller Begabungen un: Anlagen SC1LMN hat Kntgegen manchen nicht selten
geäußerten anderslautenden Behauptungen mu ebenso klar daran fest-
gehalten werden, da{ß nıcht L1LUFr verschiedene Begabungsrichtungen, SOI1-

ern auch sehr unterschiedliche Begabungshöhen gibt Seine Augen davor
verschließen hiefle sich a1s unrealistischen Iräumer eNn. Der „DNeut-
sche Ausschufß‘°® erkennt Verschiedenheit un ohe innerhal der Begabun-
SCH ausdrücklich un: versucht, ihnen organisatorisch gerecht werden.
Da 6e1LNn solcher Versuch nıcht untfer jeder Rücksicht ı öffentlichen Schul-

vollkommen gelingen kann, liegt 1 der Natur der Sache Die ıch-

Lung, der alle Überlegungen angestellt werden ussen, ist a31sS0 die Sorge,
da{ß möglichst alle Begabungen möglichst hohen Mafß entfaltet
werden.

Hier scheint 19808  —_ „Rahmenplan e11 grundlegender WFehlansatz ZU-

liegen, den WITL vereinfachend einmal mıiıt Trend ach unten bezeich-
NenNn möchten.

Kr offenbart sS1C  h verschiedenen Stellen. Zunächst w ar unbewußlt
für die Einführung der „Förderstufe”” Vvonl BEinfhufß Die us der ] ıteratur
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chweis TE  am} ditfere erendenungen, die zum uGCC-
führt haben, enthielten ll. Qen Gedanken - und hl entsche1-
dend dafsan die Volksschule VOT „Auspowerung““ bewahren
INUSSC, solle die Arbeit i ihr überhaupt ıDUr einigermaßen ersprießlich ıSeC1IN.
Nun sind alle Überlegungen, diedie ‚„Auspowerung‘““ einer Schulstufe durch
Zurückhalten höherBegabter verhindern wollen,on vornherein falsch.
Wenn neben der Kigenständigkeit chulart ı ihr auch ochdie ück-
sicht aut 611e andere VO  S Bedeutung ist, ann ann 1Ur dieSCHN, die Kin-
der un Jugendlichen mehr ZU fördern. Niemand mißbraucht ıja auch das
VWort VOo der „Auspowerung“‘, Kinder VO  un der Grundschule i die Hilfs-
schule VeErWEeIlISeEN. Die Kücksicht auf die Schule mıft WCN1SCF hoch gesteck-
ten Bildungszielen ist NUr (Grenzen statthaft. Auswahl, Anforderungen,
Stoff und Methode INussen ‚„VOon oben  c.  9 nıicht ‚,VON unten‘‘ her gedacht WL -
den Damit ist keineswegs jedes Für un Wider der „Förderstufe‘®CL WOSECN.
Es soll untifen näher auft die Problematik CINSCESANSCH werden.

Der ‘Irend ach unten, W eniger Anforderung un!: Leistung,
1ä1st sich auch ı dem Bild des künftigen Gymnasiums spüren. Man wıird die
zweijährige „Körderstufe nicht unier jeder Rücksicht als dessen ‚Verkür-
ZUNS bezeichnen können. AlNein die KErfahrungen,.die den „differen-
1erenden Mittelbau“‘ sprechen — er Ausschufß kennt s1e wohl, berücksich-
tigt SIC aber doch ohl nıcht hinreichend sprechen auch ı1LNMer wlieder
VO Benachteiligung derer, die ach eindeutigem Urteil wirklich be-
reıts auf eiNe®e Höhere Schule gehören. uch die vorgeschlagene Angliede-
derung der „Förderstufe‘‘ die Volksschule, deren guter Inn nıcht SaNZ
VO  un der and Veisech 1st, bringt die Bildungsinhalte, die Leistungsanfor-
derungen un die Unterrichtsmethoden die Gefahr allzu starken
Angleichung die für Grund- un Volksschule ZWAar bewährten, der
Höheren Schule aber keineswegs i gleicher VWeise gültigen pädagogischen
Maßnahmen.

uch die unverständliche un bestürzende Kinengungder ‚„Studienschule‘®‘,
orm des alten humanistischen (Gymnasiums, offenbart diese

Nivellierung ach untfen. In ihr selbst ist ZWar och CIM hohes Idealder Aus-
wahl der Leistung un des Bildungsgutes gültig,aber ihre Grenzen sıind
CN SCZORCH, dafß die breite Masse der Bildungsbefähigten praktisch VOILL ihr
ausgeschlossen bleibt.

Und schließlich ist die Frage nıicht Sanz unberechtigt, ob nıicht ı der SLTAar-
ken Bevorzugung dernaturwissenschaftlich-technischen un: neusprachlichen
Bildung Ce1IN ebensolcher bildungsmindernder Zug liegt. Hs soll hier nıcht
der VWert beider Bildungsideale miteinander verglichen werden. Wohl aber
gibt Bedenken Anlafß, dafß INnan damıiıt der „Bildungsverdrossenheit“‘ der
Jugend begegnen un ihrer Neigung ZU Technischen entgegenkommen1l

Der Ausschuß ı11 dem ‚„ Widerstreit partıkulärer Interessen‘® öffent-
lichen pädagogischen Bereich durch‚,C1INC Ordnung des Schulwesens > dıe
auf für das SaNZC olk verbindliehenFundamentder Bildung un
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sıt dieser Ste WIL dieeruh
derenOrten des Vorschlags drängende F’rag_e nach der Verbindlichkeit des
Fundamentes unabweisbar. Denn 1er Iragt Inan sofort: Was ist verbind-
lich? elches SIN  d die Normen, denen werden soll? Ist nicht
gerade das, _wasdem unverbindlich SsSCc11 scheint, dem andern
abdingbares heiliges Gut% Und sıind die Werte, die das für das olk
verbindliche Fundament der Bildung und Gesittung begrünnden, zeitlosen
Charakters, da{iß S1C jeder Zeit ı jedem Menschenbild verwirklicht
werden können un: mussen, oder sind S1C 1Ur der gegenwärtigen un

Zallenfalls och der geschichtlichen Situation für alle CMCINSAN
un!' bindend% Wer befindet darüber, W as als allgemeinverbindlich und was

als relativ verstanden werden muß? N
Die weıteren Überlegungen des Ausschusses werden VOL allem die Frage

ach der Stellung des Christentums ı Bildungsgefüge klären mMUusSsen. Die
Mode gekommene Bejahung des Christentums als unverlierbaren i

ABildungsfaktors uNseTIrel westlichen Zivilisation beruhigt den Gläubigen och
keineswegs. Das Christentum ist mehr als C1MN ‚„Kulturchristentum” mMas ;

kulturelle eistung auch über jedem Zweiftfel stehen. Christentum ıst

Religion, un das, w as als.seinen eigentlichen.harakter ansieht, da{ß
übernatürlich geoffenbarte Heils- un Erlösungsreligion ist, will 65 nicht

verstanden WI1SSCH, da{fß diese der Kirche anvertraute Erlösungswirklich-
keit etwas Z ‚„Kulturchristentum” Hinzukommendes SCH, VOIl dem Ial

der Erziehung absehen könne. (Gerade als Heilsreligion gibt das Christen-
ium erst entscheidend charakterformende Bindungen. Allerdings.ıst VCL-

ständlich, daß der Ausschuß Stellungnahme dieser Frage zunächst
zurückstellte. Der „Rahmenplan“ könnte auch ohne Beeinträchtigung christ-
licher Überzeugungen, Ja autf dem Boden des geoffenbarten Christen-
iums verwirklicht werden. Und eben deswegen bedart das grundsätzliche
Verhältnis VOo  an Christentum un! kommenden Bildungsinhalten VOL -

dringlichenKlärung.
Wie durchsichtig der ‚„‚Rahmenplan” das Problem verbindlicher

Werte gemasht hat, wird och zZzWeL weıteren Stellen deutlich. Bei der
Bestimmung) des Bildungszieles der „Hauptschule®” (27) wird VOo

‚NCUCHAllgemeinbildung” gesprochen, ‚„clie sich ı der Weitergabe gleich-
bleibender Lebensordnungenund deren ‚volkstümlich” gewordener Deutung
nicht mehr erschöpfen ann. Immer wichtiger wird neben der sicheren
Beherrschung der elementaren ‚Kulturtechniken" die Schulung der qall-

Intelligenz, der ‚Anpassungskraft, Aufmerksamkeıtund Wendig-
keit‘, aber auch des Sinnes e die Einordnung wechselnden Plätzen ı
C111 oft vielverzweigtes Ganzes‘® un der ‚Kraft ZUEFE Mitverantwortung
einem umfassenderen Bereich‘ 66 (27) Diese Au früheren „Empfeh-
Jlung Z Ausbau der Volksschule®® entinommene Formulierungen sind TEeEIN

ormale Bestimmungen. Mag 119  - as ı S  ınn des Planes ı (Grenzen auch
hinnehmen, e1ine klare etonung der Notwendigkeit ethisch-religiö-
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SEL Bindungen gerade ijer uner aßlich un tormal auch ebenso möglichSOr
6IL Hier WI1I®e auch anderswo zeigt der Plan C116 berdas erträgliche Maß
hinausgehende'Ausrichtung Pragmatischen, die den neuzeitlichen prak-
tischen. Materialismus eher Öördert als abbaut.

Kın solcher Fragmatismus beherrscht auch die Überlegungen, diedie (S6:
stalt der Realschule und des ZWCEIZUSISCH Gymnasiums gepräagt haben Die
entscheidende Katastrophe un überkommenen Bildungswesens lag nıcht
darın, dafß ser olk nicht hinreichend auft den praktischen Umgang mıt
der Technik vorbereitet WAäarL, sondern dafßi die Bewältigung der elt AaUus letz-
tem Seins und Menschenverständnis geschwunden Wäar. Hier hat der ‚„Hah-
menplan die Akzente eher ZUUNguNsten als zugunstien metaphysısch
verankerten Persönlichkeitsformung verlagert. uch 1er wird INa  an

INUSSCH, da{ißs das organisatorische Anliegen 6IM Absehen VO  — Wertsetzungen
nıcht völhg entschuldigt.

Dafß sich bei a{] dem aber doch mehr aqals 1Ur ein Au{fschieben der Kr-
Orterung des inhaltlıchen Komplexes handelt daiß hınter allem e1iNne gefähr-
liche relatıyıstische Wahrheitsauffassung steht wird Sanz klar bei der Dar-
legung dessen, W äas der INn Hochschulreite SC1I (30—40) Der Ausschuß
beklagt dieser Stelle die Zersplitterung der Universität ‚CINC äußer-
liıche Zusammenfassung hochspezialisierter Fächer (39) und zweiftelt der
Möglichkeit NDeCIeCHN KFainheit der Hochschulen un gibt den erkenntnis-
kritischen Grund dafür „Die Einheit der Wahrheit wird geahnt un SC-
glaubt, SIC i1sSt aber der orm der objektiven Wissenschaft nıcht darstell-
bar un nıcht lehrbar®® (39) Wird die Einheit der Wahrheit, aus w as für
philosophischen Gründen auch ı1NNMEF, tür die Universität ı Frage gestellt,

SC ihrem Wesen ach ehesten gesucht un: gefunden werden könnte,
annn ıst nıcht einzusehen, was für die übrigen Glieder un Bildungs-
Ssystems noch ‚„verbindliches Fundament“*® SCIIN soll Verbindlichkeit annn
innerhalb der Erziehung doch als gültige Eirkenntnis- un Verhaltens-
OT1 verstanden werden Und wenNnn bei der Darlegung des Bildungsziels
künftiger Gymnasıen gesagt wird „DIie klassısche Literatur der CULODAL-
schen Völker hat die Überlieferung der antıken Kultur, des Christentums
und des Mittelalters sich aufgenommen (45), annn eben Nur

‚,Kulturchristentum” damit gemeımnt SCHH, das VO Christentum selbst als
Ahbfall un Däkularisierung verstanden werden mu

Wird nıcht auch ‚„der Geist der Kritik, der seıt dem üunften Jahrhundert
V.. Chr das europäische Denken ı Bewegung hält‘ un VOo Ausschuß als
‚„„CINe der Lebenskräfte UNSeIeEr Überlieferung” verstanden wird (45), nıcht
das relativistische Denken Tördern, die ‚„ Verbindlichkeit®® des behaupteten
einheitlichen Bildungsfundamentes Frage stellen un geistıgen un
politischen Fehlentwicklüungen die Wege bahnen, deren Abwehr erstes

Anliegen SCIH mu1s? Sicher ist nıicht leugnen, dafß ‚p  1€© Freiheit des (TeI=
sties kennzeichnenden Wesensmerkmal der europäischen Kultur“
(49) geworden ist un: als solche bejaht werden mulß; aber SIC darf nıcht mıt
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hugroß rmpl

Bindungslosigkeit gleichgesetzt, sondern 10808  —als Freiheit ZUEFE 5Bindung a die
Wahrheit verstanden werden. Nun versteht der Ausschufß die Freiheit des
(Geistes sicher nıchtals Bindungslosigkeit, aber Formulierungen eisten
bel unausgereiften Geistern HNer solchen Auslegung doch bedenklichen Vor-
schub

STAAT UN  w SCHULE

Schon se1ıt Jahren wird darauti hingewlesen, da{iß C111 Hauptübel UNSETES

Erziehungs- und Bildungswesens der aufgeblähte Verwaltungsapparat der
mi1t ihm verbundene Zentralismus, der VO  b ihm ausgehende Dirıgismus und
die Verbeamtung 13008 Lehrerschaft SC1I Die Heilung dieser Krankheit be-
dart mehr och als die Neuorganisatıon, die durch den „Rahmenplan VOL -

gelegt wird, entschlossenen Mutes uch 1er gılt ZwWarLr „Bewährtes hbe-
wahren“‘ aber mehr och als anderswo sollte 19882301 ier „selbst ‚radikale‘,
die Wurzel greifende Lösungen nicht ablehnen“‘ (2) Viele dem ‚„‚Rah-
menplan” entgegenstehende Schwierigkeiten ließen sıch ann leichter un:
organischer lösen.

Da{ifß die Schule ı die Hände des Staates geraten ıst, hat historischen
Gründe. Hs War nıicht ıer LLUE Selbstlosigkeit, dıe die Staatsorgane dem
chulwesen ihre Aufmerksamkeit zuwenden ließ Im absolutistisch merkan-
tilen Denken War die Durchführung allgemeinen Volksbildung un:
Schulpflicht: C116 der wirksamsten Mafißnahmen politischer Selbstbehaup-
Lung., Kıs WAäLC Talsch, das Positive dieser Entwicklung übersehen. Die Lieh-
Ter der öffentlichen Schulen sSind aut diese Weise Staatsbeamte geworden
un damıt Verwaltern Apparatur, die VO oben her gesteuert wird.
Sie können 6S S1C  h Sar nicht mehr.anders denken, un hat für S1C eEIwWwAaSs

Beiremdendes, ]ja Schockierendes un Drohendes, da{iß einmal anders SC1IH

sollte. uch unbeschadet des Beamtencharakters der Lehrer ötffentlichen
Schulen ließe sich C1INe 'Gesamtorganisati_on des Schulwesens autf der Grund-
lage der Selbstverwaltung denken. Sie müilte WHormen annehmen, WIC S16

sıch ı den Industrie- un Handelskammern, den Handwerkskammern,den
Ärzte- und Anwaltskammern, den TLandwirtschaftskammern un:! den Innun-
SCH schon lange angebahnt un auch bewährt haben

Daß die Erziehung ı der and Ner staatlichen Apparatur liegt, birgt die
große Gefahr des Mißbrauchs. Man mu nıcht unbedingt dabe1 die <Tas-
sesten Kormen denken, die WIL Nationalsozialismus erlebt haben nd
den Ostblockstaaten VOL uNs sehen er Kamp{t aller faschistischen Kegime
richtet sich zunächst >  3 das freie (Friıvat-) Schulwesen, weil |9805238! instink-
ILV che allem Totalıtarısmus diametral entgegengesetzte, selbständige, die
Freiheit wahrende Geistesrichtung dieser Anstalten Sspurt ber selbst eem0-
kratischeStaatsformen hieten nıcht hinreichende Sicherheit den Mids-
brauch des staatlichen Dirigismus Schul!wesen. ÜD)as totalitäre. Streben
mancher Parteien, die Majorisierung lebensberechtigter Minderheiten und
das völlige Außerachtlassen des Pädagogischen 1 schulpolitischen Gespräch
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die langen ahren hsam autes astli I

Vieles VO  — er  ] der Tagespresse geäußerten Kritikam „Rahmenplan“
gegenstandslos, WeLln SCLNE Verwirklichung ı grundsätzlich -

deren Beziehung des chulwesensZu Staat gesehen werden könnte. Hier
offenbart der Vorschlag doch ohl CL allzu dirigistische Tendenz. VWer
die geistige Herkunft er ı „Deutschen Ausschuß“‘ vertiretenen Fachpäd-
ASOSCH weilß, sgürt, welcheKräftte sich ı dem Plan ausgewirkt haben Kıs
soll nicht geleugnet werden, dailßs der Staatı Schulwesen ebenso WIie

deren Bereichen des Lebens «CI wirkliche Aufgabe eisten hat ber
und die VOoO  am ihm abhängigen Urgane sollten sıch ihrer subsidiären Funktion
STEIS bewuflst bleiben und aus diesem Bewußfitsein eher azu NE1ISCN, Hechte
und Befugnisse i die Hände untergeordneter ıStellen übergeben als

sich reißen.
Kın solches subsidiäres Denken ist unserer Offentlichkeitoch schr

entwickelt. Für den Raum der Krziehung iıst das bedrückend un legt
erschreckenden Mangel Einsicht ı den eigentlichenVorgang der

Krziehung blofß Die entscheidenden geıstigen Entwicklungsanstölße kom-
INCI 1el mehr aus dem Ungewollten, dem Zufälligen, em Spontanen, als
das der gesamte Bildungsrationalismus wahrhabenmöchte. uch 13al

Organisationsplan WI1Ie dem Vorschlag des „Deutschen Ausschusses“‘
nicht mehr abverlangen wird, als bieten vermäaßg, sollte10Nan hbestimmte
Entwicklungsrichtungen nıichtaußer scht lassen.Ja; hier ohl die
Gelegenheit SCWESCH, auf bereits Wirklichkeit gewordene Fehlentwicklun-
SCH hinzuweisen. Der Ausschufß hätte seinemAnsehen auch hier Gehör
gefunden.

Dieser ersten grundsätzlichen Betrachtung ZU ‚„Rahmenplan”des „„Deut-
schen Ausschusses“® soll ECiINe weitere folgen, die sich mıt den vorgeschlage-
116  .. Einzelreformen befassen 311 Die bedauerliche Vordergründigkeıit VIC-

ler Kritiken „Rahmenplan““ stammt VOr allem daher, daflßs INa  - das (Ganze
nicht sieht und 6es weder ı geistesgeschichtlichen noch ı philo-
sophischen Zusammenhang stellt. Erst <  a dortbekommt aber das Kinzel-
urtei!l SC1II1C Gültigkeit. _
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